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DER VERWALTUNGSBEIRAT
IV. Quartal

Wohnanlage in Wolfsburg  
erhält neues Outfit
VOW betreut Sanierungsmaßnahme 
mit einem Auftragsvolumen  
von 700.000 Euro.

in dieser Ausgabe widmen wir uns beson-
ders dem technischen Gebäudemanagement. 
Bereits im vorangegangenen Newsletter 
haben wir die Berechtigung und die Verpflich-
tung eines WEG-Verwalters in diesem Zusam-
menhang erläutert. Anhand von zwei reali-
sierten Projekten dokumentieren wir nun den 
Ablauf von Sanierungsmaßnahmen bei von 
uns verwalteten Eigentümergemeinschaften.
Zukünftig werden wir uns verstärkt sozial 
engagieren. Dabei stehen Kinder im Mittel-
punkt. Die Finanzierung der einzelnen Akti-
vitäten erfolgt über die von uns ins Leben 
gerufene „VOW-Stiftung“. Wir haben die 
Stiftung mit einem Grundvermögen aus-
gestattet, das sich durch unsere jährlichen 
Zustiftungen erhöhen wird. Zusätzlich wer-
den wir die Stiftung mit regelmäßigen Spen-
den unterstützen. Vor dem Hintergrund der 
sich ständig verringernden sozialen Leistun-
gen der öffentlichen Hand und der empfun-
denen eigenen gesellschaftlichen Verantwor-
tung haben wir uns zu dieser Stiftungsgrün-
dung entschlossen. Zunächst sollen gezielt 
Therapiemaßnahmen für Kinder finanziert 
werden, bei denen eine Rechen- sowie 
Lese- und Rechtschreibstörung diagnosti-
ziert wurde und deren Eltern nicht in der 
Lage sind, die Behandlungskosten zu über-
nehmen. Die treuhänderische Verwaltung 
der Stiftung hat die „DS Deutsche Stiftungs-
agentur GmbH“ übernommen.
Unser nächster „Workshop für Verwaltungs-
beiräte im Wohnungseigentum“ findet übri-
gens am 13.10.2007 statt. Es werden wieder 
interessante Themen rund um das Thema 
„Wohnungseigentum“ behandelt. Es lohnt 
sich also teilzunehmen und den Termin  
vorzumerken.
Ich wünsche Ihnen eine stimmungsvolle 
Adventszeit, ein besinnliches Weihnachtsfest 
sowie einen guten Start in das neue Jahr.

Viel Spaß beim Lesen. 

Herzlichst 
Ihr 

Dietmar Bosse
Vorsitzender der Geschäftsführung

Liebe 
Leserin,
lieber Leser,

Im November 2000 hat die VOW die 
Verwaltung einer aus 50 Wohnungen 

bestehenden Eigentümergemeinschaft in 
Wolfsburg übernommen. Die Häuser sind 
1966 errichtet worden. Zum Zeitpunkt 
der Verwaltungsübernahme befand sich 
die Eigentümergemeinschaft in einer 
besonders problematischen Situation, 
weil der frühere Verwalter in erheblichem 
Umfang Gelder der Eigentümergemein-
schaft veruntreut hatte. Zudem war das 
äußere Erscheinungsbild der Wohnanla-
ge desolat. In der Außenfassade hatten 
sich Risse verbunden mit großflächigen 
Farbabplatzungen gebildet. Außerdem 
klagten Bewohner über Feuchtigkeits- 
und Schwärzepilzauftritte in den Woh-
nungen. Auch waren die Dächer undicht.

Nach Übernahme der Verwaltung hat die 
VOW als erstes eine Bestandsaufnahme 
in allen Bereichen durchgeführt und eine 
Prioritätenliste erstellt. Zunächst ging es 
darum, die als Folge der Veruntreuung 
von Geldern der Eigentümergemeinschaft 
durch den früheren Verwalter entstande-
nen finanziellen Probleme in den Griff zu 
bekommen sowie vorrangig die Dachun-
dichtigkeiten zu beseitigen. Parallel dazu 
wurde untersucht, welche Maßnahmen 
notwendig sind, um die Mängel  
im Bereich der Fassade abzustellen. 

In Zusammenarbeit mit einem Fachinge-
nieur hat die VOW festgestellt, dass die 
Wärmedämmung der Fassade unzurei-
chend ist, durch die vorhandenen Risse 
Feuchtigkeit eindringt und die Balkon-
entwässerungen saniert werden müssen. 
Diese Ergebnisse sind im Rahmen einer 
Versammlung den Eigentümern mit-
geteilt worden. Gleichzeitig erfolgte die 
Empfehlung zu beschließen, mit der Aus-
schreibung der Arbeiten einen Fachin-
genieur zu beauftragen und festzulegen, 
dass nach Vorlage der Ausschreibungser-
gebnisse im Rahmen einer weiteren Ver-

sammlung über die Auftragsvergabe und 
die Finanzierung der damit verbundenen 
Kosten entschieden werden soll. 

Der entsprechende Beschluss wurde 
von den Eigentümern gefasst und durch 
die VOW umgesetzt. Im Rahmen der 
dann folgenden Versammlung haben 
die Eigentümer beschlossen, die Fassade 
mit einem Wärmedämmverbundsystem 
zu versehen, die Balkonentwässerungen 
zu sanieren und noch weitere Fensterele-
mente sowie Balkontüren auszutauschen. 
Ebenfalls wurde festgelegt, wer den Auf-
trag erhält, dass die Bauleitung von 
dem bereits eingeschalteten Fachingeni-
eur durchgeführt und die Finanzierung 
der sich auf insgesamt ca. 700.000 Euro 
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Neues aus Berlin

Zukünftige  
Energieausweise

belaufenden Kosten durch eine Sonder-
zahlung in Höhe von 650.000 Euro erfol-
gen soll sowie die restlichen 50.000 Euro 
durch Entnahme aus der angesammel-
ten Instandhaltungsrücklage zu finan-
zieren sind. In Abhängigkeit von der 
Wohnungsgröße hatten die Eigentümer 
zwischen 6.400 Euro und 15.500 Euro zu 
einem Fälligkeitstermin aufzubringen. 
Trotz der relativ hohen Beträge gab es 
bei den angeforderten Zahlungen keine 
nennenswerten Ausfälle.

Das Zusammenspiel zwischen Fachinge-
nieur, VOW und den beauftragten  
Firmen funktionierte reibungslos.  
Die Wohnanlage zeigt sich jetzt in einem 

optisch erheblich verbesserten Outfit. 
Durch das Wärmedämmverbundsys-
tem werden zudem zukünftig Heizkos-
ten gespart und die Gebäude erzielen 
dadurch gute Ergebnisse im Rahmen des 
demnächst auszustellenden gesetzlich 
vorgeschriebenen Energieausweises.  
Ferner hat sich der Wert der einzelnen 
Wohnungen durch die Sanierungsmaß-
nahmen erheblich erhöht. 

Die Eigentümer sind mit der durchge-
führten Sanierung zufrieden und froh, 
dass sie sich seinerzeit trotz der erheb-
lichen finanziellen Belastung dazu ent-
schieden haben.

… Fortsetzung von Seite 1

Durch Ansparung Sanierungs-
maßnahmen finanziert

Eigentümergemeinschaft hat sich  
auf Ausgabe vorbereitet

Die Bewohner einer aus 44 Wohnungen bestehen-
den Wohnanlage in Goslar stellten ca. 25 Jahre 

nach der Errichtung des Gebäudes in ihren Woh-
nungen vermehrt das Auftreten von Stockflecken 
und Schwärzepilz fest. Besonders betroffen waren die 
Innenwände der Fassadeneckbereiche. Auch klag-
ten die Bewohner der Dachgeschosswohnungen über 
hohe Heizkosten.
Unter Berücksichtigung der vorliegenden Erkenntnis-
se aus einem Nachbarobjekt hat die VOW als zustän-
dige WEG-Verwalterin die betroffenen Bereiche unter-
sucht und festgestellt, dass die Wärmedämmung der 
Fassade und des Daches unzureichend ist. Schnell 
stellte sich heraus, dass nur durch entsprechende 
Dämmmaßnahmen Abhilfe geschaffen werden kann. 

Die Analyse ergab, dass für die Fassade die Aufbringung eines Wärmedämmverbund-
systems die sinnvollste Lösung ist. Das Dach sollte eine dem Stand der Technik ent-
sprechende Wärmedämmung erhalten. Nach sorgfältiger Prüfung entschied man sich 
für Produkte der Firmen Sto (Fassade) und Braas (Dach).
Auf die Einschaltung eines Fachingenieurs wurde in diesem Fall verzichtet. Stattdes-
sen erfolgte die Hinzuziehung von Fachberatern der Produkthersteller. Gemeinsam 
haben die Fachberater und die VOW ein Leistungsverzeichnis erstellt, das Grundlage 
für das Ausschreibungsverfahren war.
Das Ausschreibungsergebnis ist den Eigentümern im Rahmen einer Eigentümer-
versammlung mitgeteilt worden. Das Kostenvolumen belief sich auf insgesamt ca. 
356.000 Euro. Zur Finanzierung haben die Eigentümer entschieden, dass 300.000 Euro 
durch Sonderzahlungen, aufgeteilt auf sechs Halbjahresraten zu je 50.000 Euro, auf-
gebracht werden sollen. Die restlichen 56.000 Euro sind über die angesparte Instand-
haltungsrücklage zu finanzieren. Auf die einzelnen Wohnungen entfielen insgesamt in 
Abhängigkeit von der Wohnungsgröße 2.286 Euro bis 11.481 Euro. Trotz der drei Jahre 
umfassenden Abwicklungsdauer konnte die VOW im Rahmen der Festsetzung des  
Kostenvolumens bei den beteiligten Unternehmen eine Festpreisgarantie durchsetzen.
Nachdem der Gesamtbetrag zur Verfügung stand, erfolgte die Auftragserteilung und 
anschließende Durchführung der Arbeiten. Die Bauleitung und Koordination über-
nahmen die VOW und die Fachberater der Produkthersteller. Für diese Sonderleistung 
hat die VOW ein durch Beschlussfassung der Eigentümer bestätigtes Zusatzhonorar 
erhalten. Die Zusammenarbeit zwischen allen Beteiligten verlief ohne Schwierigkeiten.
Die Eigentümer sind mit dem Ergebnis vollauf zufrieden. Die Stockflecken und die 
Schwärzepilzbildung in den Wohnungen gehören der Vergangenheit an. Auch haben 
sich die Heizkosten in den Dachgeschosswohnungen reduziert. Das optische Erschei-
nungsbild des Hauses hat sich zudem durch die Maßnahme erheblich verbessert. 
Sämtliche Wohnungen haben darüber hinaus eine Wertsteigerung erfahren.
Dieses Beispiel zeigt, dass durch Ratenzahlung die Finanzierung und Durchführung von 
Sanierungsmaßnahmen ermöglicht werden kann und dass auch über die Zusammen-
arbeit mit Fachberatern der Produkthersteller gute Ergebnisse erzielt werden können. Ob 
dieser Weg möglich ist, hängt selbstverständlich von den jeweiligen Gegebenheiten ab. 

Koalition einigt sich

Nach langen Diskussionen hat sich 
die Koalition nun über die Ausge-

staltung des Gebäudeenergieausweises 
für Bestandsgebäude geeinigt. Die Eini-
gung wird Berücksichtigung bei der zu 
novellierenden Energieeinsparverord-
nung (EnEV) finden. Aus der veröffent-
lichten Mitteilung des Wirtschaftsminis-
teriums ergeben sich folgende wesentli-
che Regelungen:
Bis zum 31. Dezember 2007 gilt die 
uneingeschränkte Wahlfreiheit zwischen 
Bedarfs- und Verbrauchsausweis für alle 
Gebäude. Alle Bedarfs- und Verbrauchs-
ausweise, die in der Übergangszeit  
zwischen Inkrafttreten der novellierten 
Verordnung und dem Ablauf des Jahres 
2007 nach den Anforderungen der EnEV 
ausgestellt wurden, haben zehn Jahre 
Gültigkeit.
Ab 1. Januar 2008 besteht die Pflicht zum 
Bedarfsausweis für Gebäude mit bis zu 
vier Wohnungen, die vor 1978 und damit 
vor Wirksamwerden der ersten Wärme-
schutzverordnung errichtet wurden. Aus-
genommen von dieser Pflicht werden 
Wohngebäude, die in der Zwischenzeit 
saniert worden sind und mindestens den 
energetischen Stand der ersten Wärme-
schutzverordnung erreicht haben; für 
diese besteht Wahlfreiheit. Für alle Wohn-
gebäude, die nach 1978 errichtet wur-
den, kann zwischen beiden Ausweisarten 
uneingeschränkt gewählt werden. Auf 
dieser Grundlage soll in Kürze das Gesetz-
gebungsverfahren eingeleitet werden.

Die aktuelle Zahl

4.260.000.000.000 Euro
Nach einer Berechnung des Bundes-
verbandes deutscher Banken hat sich 
innerhalb der letzten 25 Jahre das reine 
Geldvermögen der privaten Haushalte 
in unserem Land von 760 Mrd. auf 4,2 
Billionen Euro erhöht. Rein rechnerisch 
heißt das auch: die derzeitige Generation 
verfügt über das fünffache Vermögen im 
Vergleich zu ihren Eltern. 

Volkszählung ist  
beschlossene Sache
Jetzt ist es amtlich – Deutschland wird 
sich an der europäischen Volkszählung 
im Jahr 2010 / 2011 beteiligen. Dazu 
greift man auf vorhandene Daten ver-
schiedener Ämter und Behörden zurück, 
geht Haus- und Wohnungseigentümer 
per Fragebogen an – und gleicht die 
Ergebnisse mit denen aus direkten 
Zufallsbefragungen ab.

Nach der Sanierung
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Dichtigkeitsprüfung  
von Gasleitungen  
umlagefähig
Die Energieeinsparverordnung schreibt 
die sachgerechte Wartung von Heizungs- 
und Warmwasseranlagen vor. Wartungs-
kosten können auf den Mieter umgelegt 
werden. Zu den Wartungskosten zählt 
man u.a. das Überprüfen und Justieren 
von Feuerungseinrichtungen, das Reini-
gen von Brennern und den Austausch 
von kleinen Verschleißteilen, die Prüfung 
der Regelungstechnik und die Messung 
der Abgaswerte. Im Gegensatz zur frühe-
ren Rechtsprechung hat das Amtsgericht 
Bad Wildungen entschieden, dass auch 
die Kosten für Dichtigkeitsprüfungen der 
Gasleitungen als Wartungskosten gelten 
und somit umlagefähig sind. Dies gilt für 
alle Leitungen zwischen Hauptanschluss 
und Verbrauchsstelle, also der Etagen-
heizung in der Mietwohnung. Überprüft 
werden muss die Leitungsdichte alle 12 
Jahre. (Amtsgericht Bad Wildungen, 
Urteil vom 20.6.2003, Az.: C 66/03)

Baugerüst auf Sondernutzungsfläche – 
Schadenersatz für beschädigte Pflanzen

Förderung für Natur-
Dämmstoffe
Wer für eine bessere Wärmedämmung 
seines Gebäudes sorgen will, kann noch 
bis Ende 2006 das Förderprogramm 
„Dämmstoffe aus nachwachsenden Roh-
stoffen“ in Anspruch nehmen. Im Auf-
trag des Bundeslandwirtschaftsministeri-
ums fördert die FNR (Fachagentur Nach-
wachsende Rohstoffe e. V.) den Kauf 
natürlicher Materialien.
Natürliche Dämmstoffe sind schon seit 
einiger Zeit nicht mehr nur für Öko-Akti-
visten interessant. Umweltverträglichkeit 
sowie positive Einflüsse auf das Raumkli-
ma, gute Wärmedämmungs-Eigenschaf-
ten und fehlender Schadstoffausstoß sind 
Argumente für Dämmstoffe aus Hanf, 
Flachs, Getreide oder Gras. Jeder Bauherr 
oder Renovierer kann je nach Förderka-
tegorie einen Zuschuss von 25 oder 35 
Euro pro Kubikmeter Dämmstoff bean-
tragen. Weitere Infos: www.naturdaemm 
stoffe.info.

Ein Wohnungseigentümer hatte die ihm 
zur Sondernutzung zugewiesene Vor-
gartenfläche teilweise mit sogenannten 
Bodendeckern bepflanzt.
Als im Rahmen einer Sanierungsmaß-
nahme ein Gerüst auf der Gartenflä-
che errichtet werden musste, kam es 
zu Beschädigungen bzw. teilweise zur 
Zerstörung der Bepflanzung. Einen ent-
sprechenden Antrag, „die angemeldeten 
Schäden im Bereich der Sondernutzungs-
rechte Garten auf der Basis der vorlie-
genden Angebote zu regulieren“, lehnte 
die Gemeinschaft mehrheitlich ab. Dieser 
Beschluss wurde nicht angefochten.
Mit der Begründung, dass der Beschluss 

unangefochten geblieben war und im 
übrigen die beschädigten Pflanzen nicht 
im Eigentum des Sondernutzungsberech-
tigten gestanden hätten, hatten Amts-
gericht und Landgericht den geltend 
gemachten Schadenersatzanspruch ab-
gelehnt. 
Das Oberlandesgericht Düsseldorf 
(Beschluss vom 22.November 2006, I-3 Wx 
140/05) hob die Beschlüsse der Vorinstan-
zen jedoch auf und sprach dem betroffe-
nen Eigentümer eine Entschädigung ent-
sprechend § 14 Nr. 4 Halbsatz 2 WEG zu. 
Ein nach Durchführung der Sanierungs-
maßnahme gefasster Eigentümerbe-
schluss, der diesen Entschädigungsan-
spruch vollständig ausschließe, sei man-
gels Beschlusskompetenz als gesetzesän-
dernder Mehrheitsbeschluss nichtig. 
Die Frage, ob die gepflanzten Bodende-
cker im Gemeinschaftseigentum stehen, 
wie die Gemeinschaft meinte, wurde 
vom Gericht verneint. Die Bodendecker 
sind nach der Entscheidung des Gerichts 
nicht gemäß § 94 Abs. 1 BGB wesent-
licher Bestandteil des Grundstücks und 
stehen deshalb nicht im gemeinschaft-
lichen Eigentum. Sie seien – anders als 
dies im Regelfall bei Sträuchern und 
Bäumen der Fall sei – mit dem Grund-
stück nur zu einem vorübergehenden 
Zweck verbunden und verbleiben damit 
gemäß § 95 Abs. 1 Satz 2 BGB im Eigen-
tum des Sondernutzungsberechtigten.

Auch wenn in der Teilungserklärung geregelt ist, dass ein Wohnungseigentümer, dem 
ein Sondernutzungsrecht an einer Gartenfläche eingeräumt worden ist, berechtigt 
ist, die ihm zugewiesene Fläche nach eigenem Ermessen zu gestalten, so hat dieser 
Eigentümer dennoch auf die Belange der übrigen Wohnungseigentümer Rücksicht zu 
nehmen. Dieses Gebot der Rücksichtnahme wird bei Anpflanzungen hinsichtlich der 
Abstandsflächen und der Höhenentwicklung durch die nachbarrechtlichen Vorschrif-
ten konkretisiert. Als Regelungen für das Verhältnis von Grundstücksnachbarn finden 
sie zwar keine unmittelbare Anwendung auf das Verhältnis von Wohnungseigentü-
mern, denen durch die Teilungserklärung Gartensondernutzungsrechte zugewiesen 
sind, jedoch können landesrechtliche Regelungen zum erforderlichen Baumabstand 
von der Grenze des Nachbargrundstücks sinngemäß herangezogen werden. So müs-
sen nach obergerichtlicher Rechtsprechung zur Beurteilung der Frage eines Nachteils 
im Sinne von § 14 Nr. 1 WEG für die Nachbarn mindestens die gleichen Schranken 
gelten wie für Grundstücksnachbarn. 
Für den Regelfall geht der Gesetzgeber 
davon aus, dass nahe der Grenze wach-
sende Pflanzen und Bäume Sonne und 
Licht entziehen, was eine Beeinträchti-
gung der benachbarten Fläche mit sich 
bringt. Schon dieser Umstand bildet 
einen nicht ganz unerheblichen Nach-
teil im Sinne von § 14 Nr. 1 WEG (OLG 
München, Beschluss vom 11.1.2006, 34 
Wx 150/05). Aus den genannten Grün-
den wurde ein Wohnungseigentümer 
verpflichtet, die von ihm an der Grenze 
seiner Sondernutzungsfläche gepflanz-
ten Tannen zum Teil zu beseitigen und 
andere auf eine Höhe von nicht mehr als 
zwei Metern zurück zu schneiden.

Für Baumabstände gilt Nachbarrecht
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Rechtsprechung

Kosten sparen bei der 
Räumungsvollstreckung
Der Vermieter kann seinen Vollstre-
ckungsauftrag an den Gerichtsvollzieher 
auf die Wohnungsherausgabe beschrän-
ken. Dies hat jetzt der BGH (I ZB 45/05) 
entschieden. Übt der Vermieter bezüglich 
sämtlicher in den Räumen vorhande-
ner Gegenstände sein Vermieterpfand-
recht aus, kann er die Vollstreckung auf 
Schlossauswechselung und Besitzeinräu-
mung reduzieren. Wählt der Vermieter 
diese Möglichkeit, kann der Gerichtsvoll-
zieher auch nur einen verminderten Kos-
tenvorschuss verlangen, da keine Räu-
mungs- und Transportkosten anfallen.

Praxistipp
Die Entscheidung ist zu begrüßen, bietet 
sie doch dem Vermieter die Möglichkeit 
Kostenvorschüsse in Höhe von oft 2.000 
bis 3.000 Euro für eine simple Mietwoh-
nung einzusparen. Vorsicht ist jedoch 
geboten. Die umfassende Ausübung des 
Vermieterpfandrechts und die Beschrän-
kung der Vollstreckung auf Besitzein-
räumung ist nicht für jeden Fall geeig-
net. Ist die Wohnung bereits geräumt, 
empfiehlt sich die vom BGH nunmehr 
bestätigte Vollstreckungsbeschränkung 
natürlich. Steht die Wohnung jedoch 
noch voller Möbel und sonstiger Ein-
richtungen des Mieters, besteht bei die-
ser Vorgehensweise ein Haftungsrisiko 
für den Vermieter. Denn ihn trifft eine 
Verwahrungspflicht an den Sachen des 
ehemaligen Mieters. Dieser kann Her-
ausgabe der unpfändbaren Sachen 
verlangen, unter Umständen sogar im 
Wege einer einstweiligen Verfügung. 
Gibt der Vermieter auf Verlangen des 
Mieters dessen Eigentum nicht heraus, 
kann er sich schadenersatzpflichtig 
machen. Auch wenn die Möglichkeit 
der kostengünstigen Vollstreckung ver-
lockend ist, sollte das konkrete Vorge-
hen im Einzelfall fundiert abgewogen 
werden.

Hat eine Wohnungseigentümergemein-
schaft einem Miteigentümer die Errich-
tung eines Wintergartens auf dessen Ter-
rasse unter der Voraussetzung der „Selbst-
finanzierung“ zugestimmt, so folgt aus 
einem solchen Mehrheitsbeschluss, dass 
auch im Falle eines Eigentümerwechsels 
der neue Eigentümer sämtliche Folgekos-
ten bei später anfallenden Instandhal-
tungs- oder Instandsetzungsmaßnahmen 
zu tragen hat (OLG Düsseldorf, Beschluss 
vom 4.11.2005, I-3 Wx 92/05). In dem zu 
entscheidenden Fall waren im Anschluss 
an Sanierungsarbeiten an der Terrasse 
Wasserschäden in der Wohnung unter-
halb des Wintergartens aufgetreten. Der 
neue Eigentümer der Wohnung mit dem 
Wintergarten verlangte von der Gemein-
schaft die Erstattung der Kosten für die 
Abdichtungsmaßnahmen einschließlich 
der Kosten für das zur Schadensermitt-
lung eingeholte Sachverständigengut-
achten. Der Wintergarten befinde sich 
im Gemeinschaftseigentum, so dass die 
Kosten für die Sanierungsmaßnahmen 
als Kosten der Instandhaltung gemein-
schaftlichen Eigentums gemäß § 16 Abs. 
2 WEG von allen Eigentümern im Ver-
hältnis der Miteigentumsanteile zu tra-
gen seien. Das Gericht stellte zunächst 
ausdrücklich fest, dass zumindest die 
äußeren Teile des nachträglich errich-
teten Wintergartens gemäß § 5 Abs. 1 
WEG zwingend dem gemeinschaftlichen 
Eigentum zuzuordnen sind. Dennoch sei 
die Wohnungseigentümergemeinschaft 
gemäß § 16 Abs. 3 WEG nicht verpflich-

tet, sich an den Sanierungskosten zu 
beteiligen. Diese Bestimmung sehe zwar 
grundsätzlich eine Kostenbefreiung nur 
jener Eigentümer vor, die einer baulichen 
Veränderung im Sinne von § 22 Abs. 1 
WEG nicht zugestimmt haben. Sinn und 
Zweck dieser Regelung erforderten es 
allerdings, die Kostenbefreiung auch für 
die Fälle anzunehmen, in denen Woh-
nungseigentümer einer baulichen Verän-
derung, die nur einem Eigentümer zugute 
kommt, unter der Voraussetzung – und 
insoweit nur einschränkend – zustim-
men, dass dieser die Kosten für diese 
Maßnahme selber trägt. Dabei umfasse 
die Kostenbefreiung nicht nur die Inves-
titionskosten, sondern auch alle Folge-
kosten und somit auch die Kosten künfti-
ger Instandhaltungsmaßnahmen. Diese 
Regelung gilt auch ohne Grundbuchein-
tragung gegenüber dem sogenannten 
Sondernachfolger. Somit musste auch im 
vorliegenden Fall der neue Eigentümer 
sämtliche Kosten der Sanierungsmaßnah-
me tragen.

Fogging-Schaden
Schwarze Staubablagerungen auf 
Möbeln und Wänden sind störend und 
unangenehm, ihre Herkunft schwer auf-
zuklären. Im Streit über Schadenersatz 
zwischen Mieter und Vermieter ist auch 
hier oft entscheidend, wer die „Schuld-
frage“ beweisen muss. Macht der Mieter 
Schadenersatzansprüche geltend, muss 
er nach dem Bundesgerichtshof beweisen 
können, dass der Vermieter an den Abla-
gerungen schuld ist. Vermieter müssen 
nur dann Entlastungsbeweise vorlegen, 
wenn feststeht, dass die Ursache für den 
Schaden in ihrem Einfluss- oder Herr-
schaftsbereich liegt. Der BGH (Az. VIII 
ZR 223/04, 25.1.2006) wies in dem Ver-
fahren die Klage einer Mieterin ab, die 
Schadenersatz für Fogging-Ablagerungen 
an ihren Möbeln und Tapeten verlangte.

Muss der Erdarbeiter nach Leitungen forschen?
Ein Bauunternehmer muss sich nur dann 
nach dem Verlauf von Versorgungsleitun-
gen erkundigen, wenn es Anhaltspunkte 
für unterirdisch verlegte Leitungen gibt, 
lautet der Tenor eines BGH-Urteils (Az.: 
VI ZR 33/05 20.12.2005). Das Gericht 
verweist bei Erdarbeiten auf öffentli-
chem Grund auf die erhöhte Pflicht eines 
Tiefbauunternehmens, sich nach Ver-
sorgungsleitungen zu erkundigen. Diese 
erhöhte Erkundigungspflicht gilt aller-
dings nicht allgemein auch für Arbeiten 
auf privatem Grund; dort besteht sie nur, 
wenn hinreichende Anhaltspunkte vor-
liegen. Allein die Lage eines Grundstücks an einer öffentlichen Straße sei noch kein 
solcher Anhaltspunkt. Das Tiefbauunternehmen genügte seiner Sorgfaltspflicht, indem 
es sich beim Hausbesitzer erkundigt hatte. Für die Auskünfte, insbesondere die Nach-
frage beim örtlichen Energieversorger, bestand nach Ansicht des Gerichts kein Anlass. 

Praxistipp
In den neuen Ländern gelten noch bis 2010 Übergangsvorschriften, nach denen 
Energieversorger im Gebiet der neuen Länder nicht verpflichtet sind, die Leitungs-
rechte im Grundbuch bzw. Liegenschaftskataster eintragen zu lassen. 

Bauherren wollen bei Tiefbauarbeiten nach 
Möglichkeit keine bösen Überraschungen erleben.
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Errichtung eines Wintergartens – neuer Eigentümer 
trägt auch Folgekosten
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